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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften für 
eine Richtlinie des Rates über das gemeinsame Steuer- 
system für Mutter- und Tochtergesellschaften ver- 
schiedener Mitgliedstaaten 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Die zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen reichen 
nicht aus, um die körperschaftsteuerliche Belastung von Unter- 
nehmen mit Tochtergesellschaften in anderen Mitgliedstaaten 
so zu beschränken, daß sie binnenmarktähnlichen Verhältnissen 
entspricht. Eines der Ziele der Europäischen Gemeinschaften ist 
es jedoch, die Bildung europäischer Unternehmen zu begün- 
stigen, die nach ihrer Größe mit Großunternehmen des Welt- 
markts voll wettbewerbsfähig sind. 


B. Lösung 

Durch die Richtlinie soll erreicht werden, daß grundsätzlich alle 
Teile des Gewinns der bezeichneten Unternehmen im Ergebnis 
nur einmal einer nationalen Körperschaftsteuer unterliegen. 


C. Alternativen 

entfällt. 


D. Kosten 

Die Richtlinie wird allenfalls in begrenzten Einzelfällen zu 
einem Steuerausfall führen, der Bund und Länder je zur Hälfte 
trifft. Die vom Ausschuß vorgeschlagene Entschließung trägt 
dazu bei, daß ein wesentlicher Ausfall vermieden wird. 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Vorschläge der Kommission für eine Richtlinie des Rates 
über das gemeinsame Steuersystem für Mutter- und Tochter- 
gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten 

— aus Drucksache V/3774 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Becker (Mönchengladbach) 


Die Vorschläge der Kommission — Drucksache 
V/3774 — wurden mit Schreiben des Herrn Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages an den Finanzaus- 
schuß und mitberatend an den Ausschuß für Wirt- 
schaft überwiesen. Die Ausschüsse haben ihre Bera- 
tung zunächst auf die Richtlinie über das gemein- 
same Steuersystem für Mutter- und Tochtergesell- 
schaften (genannt: Konzernrichtlinie) beschränkt. 
Der Finanzausschuß hat über diese Richtlinien in 
Sitzungen am 26. Februar, 12. März, 30. April, 
15. Oktober und 4. November 1970 beraten. Die 
Beratung zur Richtlinie über das gemeinsame Steuer- 
system für Fusionen, Spaltungen und die Einbrin- 
gung von Unternehmensteilen (genannt: Fusions- 
richtlinie) wurde vorerst zurückgestellt. 

Im Finanzausschuß wurden zunächst Bedenken 
geäußert, ob Artikel 100 des EWG-Vertrages eine 
tragfähige Grundlage für die Harmonisierung auf 
dem Gebiete der direkten Steuern durch Richtlinien 
darstellt. Der Ausschuß hat die Tragfähigkeit der 
Rechtsgrundlage im Ergebnis bejaht. 

Konzern- und Fusionsrichtlinie stellen für den 
Teilsektor der Unternehmenskooperation und -kon- 
zentration die ersten konkreten Harmonisierungs- 
schritte auf dem Gebiete der direkten Steuern dar, 
die nach dem Vorschlag der Kommission noch vor 
einer Harmonisierung der Körperschaftsteuer voll- 
zogen werden sollen. Hinsichtlich der Konzernricht- 
linie hat der Ausschuß die sich aus dieser zeitlichen 
Reihenfolge der Harmonisierung ergebenden Be- 
denken zurückgestellt. Die wesentliche Problematik 
der zur Entscheidung anstehenden Konzernrichtlinie 


ergibt sich eben daraus, daß den unterschiedlichen 
Körperschaftsteuersystemen der Mitgliedstaaten 
Rechnung getragen werden muß. Hierbei kann im 
wesentlichen von drei Systemen ausgegangen wer- 
den: 

1. Das klassische System 

Körperschaftsteuer und synthetische (das ge- 
samte Einkommen erfassende) Einkommensteuer 
sind unabhängig voneinander. Der Satz der Kör- 
perschaftsteuer ist für einbehaltene und für aus- 
geschüttete Gewinne der gleiche. Die Dividen- 
den werden bei den Aktionären nach dem glei- 
chen Prinzip wie andere Einkünfte mit der Ein- 
kommensteuer belastet. Dieses System gelangt 
gegenwärtig in Luxemburg, den Niederlanden 
und dem Vereinigten Königreich zur Anwen- 
dung und galt früher in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Frankreich. 

2. Das System des gespaltenen Satzes 

Um die wirtschaftliche Doppelbesteuerung bei 
Dividenden zu mildern, ist der Körperschaft- 
steuersatz für die von Aktiengesellschaften aus- 
geschütteten Gewinne niedriger als für die übri- 
gen Gewinne. Die Dividende wird sodann nach 
dem gleichen Prinzip wie andere Einkünfte mit 
der Einkommensteuer belastet. Die Milderung 
zur Mäßigung der wirtschaftlichen Doppelbe- 
steuerung erfolgt mithin im Bereich der Gesell- 
schaft. Dieses System besteht in der Bundesre- 
publik Deutschland; die beiden Sätze der Kör- 
perschaftsteuer betragen gegenwärtig für die 
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kapitalmarktbezogenen Gesellschaften (offene 
Aktiengesellschaften) 51 ^/o und 15®/o. 

3. Das Anrechnungssystem 

Der Satz der Körperschaftsteuer ist für einbe- 
haltene und ausgeschüttete Gewinne der gleiche. 
Zur Milderung der wirtschaftlichen Doppelbe- 
steuerung von Dividenden wird ein Teil der auf 
die ausgeschütteten Gewinne erhobenen Körper- 
schaftsteuer auf die Einkommensteuer ange- 
rechnet. Die Milderung zur Mäßigung der wirt- 
schaftlichen Doppelbesteuerung von Dividenden 
erfolgt hier im Bereich des Aktionärs. Dieses 
System wird in Frankreich angewandt. Der Satz 
des „impöt sur les societes" (Körperschaftsteuer) 
beträgt 50 Vo; die Hälfte der die ausgeschütteten 
Gewinne belastenden Körperschaftsteuer wird 
angerechnet. In Belgien steht dieses System im 
Vordergrund; die Rechtsvorschriften enthalten 
jedoch auch Elemente anderer Systeme, 

Die zwischen den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften bestehenden Doppelbe- 
steuerungsabkommen reichen nicht aus, um die 
körperschaftsteuerliche Belastung von Unternehmen 
mit Tochtergesellschaften in anderen Mitgliedstaa- 
ten so zu beschränken, daß sie binnenmarktähn- 
lichen Verhältnissen entspricht. Eines der Ziele der 
Europäischen Gemeinschaften ist es jedoch, die 
Bildung europäischer Unternehmen zu begünstigen, 
die nach ihrer Größe mit Großunternehmen des 
Weltmarktes voll wettbewerbsfähig sind. 

Durch die Richtlinie soll erreicht werden, daß 
grundsätzlich alle Teile des Gewinns der bezeich- 
neten Unternehmen im Ergebnis nur einmal einer 
nationalen Körperschaftsteuer unterliegen. 


Das Ziel soll im Prinzip wie folgt verwirklicht 
werden: 

Die Richtlinie sieht für die Dividendenausschüt- 
tungen von Tochtergesellschaften eines EWG-Staates 
an ihre Muttergesellschaft in einem anderen EWG- 
Staat die Freistellung 

— von der Quellensteuer (Kapitalertragsteuer) im 
Staat der Tochtergesellschaft (Artikel 5) 

— und von der Körperschaftsteuer im Staat der 
Muttergesellschaft (Schachtelprivileg; Artikel 4) 

vor. Der ausgeschüttete Gewinn soll nicht mehr 
bei beiden Gesellschaften besteuert werden, son- 
dern nur noch mit der Körperschaftsteuer der Toch- 
tergesellschaft belastet bleiben. Deutsche Mutter- 
gesellschaften genießen das Schachtelprivileg be- 
reits nach den geltenden Doppelbesteuerungsab- 
kommen (Ausnahme das noch nicht revidierte Ab- 
kommen mit Italien aus dem Jahre 1925). Die Richt- 
linie bringt den deutschen Muttergesellschaften aber 
den Vorteil, daß die Quellensteuer in anderen EWG- 
Staaten, die nach den Doppelbesteuerungsabkom- 
men meist nur gesenkt ist, voll entfällt. 

Im einzelnen hat sich der Ausschuß im wesent- 
lichen mit den Bedenken auseinandergesetzt, die 
auch der Bundesrat geltend gemacht hatte. Im An- 
schluß an Verhandlungen des Finanzausschusses des 
Deutschen Bundestages in Brüssel am 30. April 1970 
hat sich für einen Teil der Bedenken im Ausschuß 
der Ständigen Vertreter beim Rat der Europäischen 
Gemeinschaften eine Einigung abgezeichnet, die dem 
deutschen Standpunkt insoweit Rechnung trägt. Das 
Arbeitsergebnis des Ausschusses der Ständigen 
Vertreter ist in einem neuen Richtlinienentwurf 
nebst Anhang und Protokollerklärung wie folgt 
niedergelegt: 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochtergesellschaften 
verschiedener Mitgliedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Zusammenschlüsse von Gesellschaften verschiede- 
ner Mitgliedstaaten müssen ohne besondere Be- 
schränkungen, Benachteiligungen oder Verfälschun- 
gen durch steuerliche Vorschriften der Mitgliedstaa- 
ten ermöglicht werden, um binnenmarktähnliche 
Verhältnisse in der Gemeinschaft zu schaffen und 


damit die Errichtung und das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes zu gewährleisten. Derartige 
Zusammenschlüsse sind unbedenklich, soweit wirk- 
samer Wettbewerb und damit die Betätigungs- und 
Wahlfreiheit der Lieferanten, Abnehmer und Ver- 
braucher bestehenbleiben; dieser Aspekt wird durch 
die Wettbewerbsregeln der Verträge von Rom und 
Paris geregelt. Innerhalb dieses Rahmens müssen 
wettbewerbsneutrale steuerliche Regelungen für Zu- 
sammenschlüsse von Gesellschaften verschiedener 
Mitgliedstaaten geschaffen werden, um die Anpas- 
sung von Unternehmen an die Erfordernisse des 
Gemeinsamen Marktes, um eine Erhöhung der Pro- 
duktivität und um eine Stärkung der Kraft der 
Unternehmen im internationalen Wettbewerb zu er- 
möglichen. 

Derartige Zusammenschlüsse können sich durch 
die Übernahme von Beteiligungen vollziehen, die 
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zur Schaffung von aus Mutter- und Tochtergesell- 
schäften bcsteheriden UnLernehmensgruppen führt. 

Die für die Beziehungen zwischen Mutter- und 
Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaa- 
ten geltenden Steuerbestimmungen weisen von 
einem Staat zum anderen erhebliche Unterschiede 
auf und bringen schwerwiegende Nachteile mit sich, 
die durch die Schaffung eines gemeinsamen Systems 
beseitigt werden sollten, um diese Zusammen- 
schlüsse von Gesellschaften nicht zu verhindern. 

Durch das gemeinsame Steuersystem muß in erster 
Linie vermieden werden, daß ein von einer Toch- 
tergesellschaft erzielter und bei ihr bereits versteu- 
erter Gewinn bei der Muttergesellschaft der Körper- 
schaftsteuer unterliegt. 

übrigens sollten zur Sicherung der steuerlichen 
Neutralität von der Tochtergesellschaft an die Mut- 
tergesellschaft ausgeschüttete Gewinne außer in 
Sonderfällen vom Quellenabzug befreit werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Jeder Mitgliedstaat wendet die Bestimmungen 
dieser Richtlinie an: 

— auf Gewinne, die Gesellschaften dieses Staates 
von Tochtergesellschaften eines anderen Mit- 
gliedstaates zufließen; 

— auf Gewinne, die von Tochtergesellschaften die- 
ses Staates an Gesellschaften anderer Mitglied- 
staaten ausgeschüttet werden. 


Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie sind „Gesellschaften 
eines Mitgliedstaates" alle Gesellschaften, 

a) die eine der unter Punkt 1 des Anhangs zu 
dieser Richtlinie aufgeführten Formen aufweisen; 

b) die nach den Steuervorschriften eines Mitglied- 
staates in bezug auf den steuerlichen Wohnsitz als 
in diesem Staat ansässig und aufgrund eines 
mit einem dritten Staat geschlossenen Doppel- 
besteuerungsabkommens in bezug auf den 
steuerlichen Wohnsitz nicht als außerhalb der 
Gemeinschaft ansässig betrachtet werden; 

c) die ferner einer der nachstehenden Steuern 
— • Impöt des societes in Belgien, 

— Körperschaftsteuer in Deutschland, 

— Impöt sur les societes in Frankreich, 

— Imposta sulle societa in Italien, 

— Impöt sur le revenu des collectivites in 
Luxemburg, 

— Vennootschapsbelasting in den Niederlanden, 

oder irgendeiner Steuer unterliegen, die eine 
dieser Steuern ersetzt. 


Artikel 3 

1. In Anwendung dieser Richtlinie 

a) gilt als Muttergesellschaft [zumindest] jede Ge- 
sellschaft eines Mitgliedstaates, die die Bedin- 
gungen von Artikel 2 erfüllt und die einen Anteil 
von wenigstens [20 ^/o] am Gesellschaftskapital 
einer Gesellschaft eines anderen Mitgliedstaates, 
die die gleichen Bedingungen erfüllt, besitzt; 

b) ist zu verstehen unter Tochtergesellschaft die 
Gesellschaft, an deren Gesellschaftskapital ein 
anderes Unternehmen den in Buchstabe a ge- 
nannten Anteil besitzt. 

2. Jedem Mitgliedstaat ist es jedoch freigestellt, 
die Bestimmungen dieser Richtlinie nicht auf in sei- 
nem Hoheitsgebiet befindlichen Gesellschaften an- 
zuwenden, die nicht während mindestens zwei Jah- 
ren im Besitz einer Beteiligung bleiben, auf Grund 
deren sie als Muttergesellschaft gelten. 


Artikel 4 

1. Die ausgeschütteten Gewinne, die einer 
Muttergesellschaft aus ihrer Beteiligung an ihrer 
Tochtergesellschaft erhält, werden nicht ihrem 
steuerpflichtigen Gewinn zugerechnet, sofern sie 
nicht aus der Liquidierung der Tochtergesellschaft 
stammen. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann jedoch bestimmen, 
daß Kosten der Beteiligung und Minderwerte, die 
sich aus der Ausschüttung der Gewinne der Tochter- 
gesellschaft ergeben, nicht vom steuerpflichtigen 
Gewinn der Muttergesellschaft abgesetzt werden 
können. Wenn in diesem Fall die im Zusammenhang 
mit der Beteiligung stehenden Verwaltungskosten 
pauschal festgesetzt werden, darf der Pauschal- 
betrag 5 Vo der von der Tochtergesellschaft aus- 
geschütteten Gewinne nicht übersteigen. 

Artikel 5 

1. Die von einem Tochterunternehmen an seine 
Muttergesellschaft ausgeschütteten Gewinne sind, 
zumindest wenn diese einen Anteil am Gesell- 
schaftskapital der Tochtergesellschaft von wenig- 
stens [20 ^/o] besitzt, von dem Quellenabzug be- 
freit, insbesondere von folgenden Steuern: 

— precompte mobilier in Begien, 

— Kapitalertragsteuer in Deutschland, 

— retenue ä la source in Frankreich, 

— ritenuta alla fonte in Italien, 

— retenu d'impöt in Luxemburg, 

— dividendbelasting in den Niederlanden. 

2. In Abweichung zu den Bestimmungen von 
Absatz 1 kann jeder Mitgliedstaat, in dem der 
Körperschaftsteuersatz für ausgeschüttete Gewinne 
unter dem für die Besteuerung nicht ausgeschütteter 
Gewinne geltenden Satz liegt, die Gewinne, die ein 
seiner Rechtshoheit unterstelltes Tochterunterneh- 
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men an seine Muttergesellschaft ausschüttet, einem 
Quellenabzug unterwerfen, sofern: 

a) der Steuersatz für ausgeschüttete Gewinne um 
mindestens 10 Punkte unter dem für nicht aus- 
geschüttete Gewinne geltenden Satz liegt; 

b) der Quellenabzugssatz nicht höher als der punkt- 
mäßige Unterschied zwischen dem Steuersatz für 
ausgeschüttete Gewinne und dem für nicht aus- 
geschüttete Gewinne ist und jedenfalls 26 Vo der 
ausgeschütteten Gewinne nicht übersteigt. 

[3. Der Mitgliedstaat, der nach Maßgabe des Ab- 
satzes 2 einen Quellenabzug von den Gewinnen 
einer Tochtergesellschaft vorgenommen hat, muß 
den erhobenen Steuerbetrag der Muttergesellschaft 
erstatten, wenn diese die Gewinne für das gleiche 
Geschäftsjahr ausschüttet. 

Diese Erstattung erfolgt in dem Verhältnis der 
von der Muttergeselischaft derart verteilten Ge- 
winne; die Muttergesellschaft kann jedoch diese von 
ihrer Tochtergesellschaft empfangenen und bei die- 
ser bereits einem Quellenabzug unterworfenen Ge- 
winne mit Vorrang in den auszuschüttenden Ge- 
winn einbeziehen.] 

Artikel 6 

Der Mitgliedstaat, dessen Gesetzgebung die 
Muttergesellschaft unterliegt, kann keinen Quellen- 


Anhang z 

1. Zu Artikel 2 

Liste der unter Artikel 2 Buchstabe a fallenden Ge- 
sellschaften 

a) Die Gesellschaften belgischen Rechts mit der 
Bezeichnung: societe anonyme/naamloze ven- 
nootschap, societe en commandite par actions/ 
commanditaire vennootschap op aandelen, so- 
ciete de personnes ä responsabilite limitee/per- 
sonenvennootschap met beperkte aansprakelijk- 
heid, [societe cooperative/. . . .] ; 

b) die Gesellschaften deutschen Rechts mit der Be- 
zeichnung: Aktiengesellschaft Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien, Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, bergrechtliche Gewerkschaft mit eigener 
Rechtspersönlichkeit; 

c) die Gesellschaften französischen Rechts mit der 
Bezeichnung: societe anonyme, societe en com- 
mandite par actions, societe ä responsabilite 
limitee sowie die staatlichen Industrie- und Han- 
delsbetriebe; 

d) die Gesellschaften italienischen Rechts mit der 
Bezeichnung societä per azioni, societä in äcco- 
mandita per azioni, societä a responsabilitä limi- 
tata, [societä cooperative]; 

e) die Gesellschaften luxemburgischen Rechts mit 
der Bezeichnung: societe anonyme, societe en 


abzug auf Gewinne vornehmen, die diese Gesell- 
schaft von ihrer Tochtergesellschaft empfängt. 

Artikel 7 

entfällt. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie spätestens bis zum 1. Januar [1971] 
nachzukommen, und unterrichten die Kommission 
unverzüglich hiervon. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten achten darauf, daß der Kom- 
mission der Text der wichtigsten innerstaatlichen 
Vorschriften bekanntgegeben wird, die sie auf dem 
von dieser Richtlinie erfaßten Gebiet erlassen. 

Artikel 9a (neu) 

Der Anhang ist Bestandteil dieser Richtlinie. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Richtlinie 

commandite par actions, societe ä responsabilite 
limitee, [societe de cooperative]; 

f) die Gesellschaften niederländischen Rechts mit 
der Bezeichnung: naamloze vennootschap, com- 
manditaire vennootschap op aandelen, [coopera- 
tive Vereinigung]. 

2. Zu Artikel 2 

Holdinggesellschaften und Kapitalanlagegesell- 
schaften, die in dem Land, in dem sie ihren Sitz 
haben, nicht der Körperschaftsteuer unterliegen, 
fallen nicht unter diese Richtlinie. 


3. Zu Artikel 5 Absatz 1 

Solange gemäß dem belgisch-niederländischen 
Übereinkommen gegen die Doppelbesteuerung die 
von einer belgischen Personengesellschaft mit be- 
schränkter Haftung ausgeschütteten Gewinne nicht 
als Dividenden betrachtet werden, haben die Nieder- 
lande die Möglichkeit, von der Anwendung des 
Artikels 5 Absatz 1 insoweit abzusehen, als die an 
eine solche Gesellschaft ausgeschütteten Gewinne 
unmittelbar oder mittelbar Gesellschaftern zugute 
kommen, die ihren steuerlichen Wohnsitz in den 
Niederlanden haben. 
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Erklärung, die in das Protokoll über die Tagung des Rates aufzunehmen ist, auf der die Richtlinie 

genehmigt wird 


1. Zu Artikel 2 a 

Die Mitgliedstaaten behalten die Möglichkeit, ihre 
Steuersysteme für Mutter- und Tochtergesellschaften 
auf Gesellschaften anzuwenden, die der Körper- 
schäftsteucr unterliegen und von AiLikel 2 nicht er- 
faßt sind. Sie haben außerdem die Möglichkeit, be- 
züglich dieser Gesellschaften Abkommen beizube- 
halten oder abzuschließen, die darauf abzielen, die 
Doppelbesteuerung der Gewinne zu beseitigen, die 


von einer Tochtergesellschaft in einem Mitglied- 
staat an eine Muttergesellschaft in einem anderen 
Mitglieds taat abgeführt werden. 

2. Zu Artikel 7 

Die Kommission wird prüfen, ob und auf welche 
Weise in den Ergebnissen der Muttergesellschaft 
die Ergebnisse ihrer Tochtergesellschaften zu be- 
rücksichtigen sind. 


* 


Durch die neuen Texte wird insbesondere in fol- 
genden Punkten den deutschen Wünschen entspro- 
chen: 

1. Der Anwendungsbereich der Richtlinie wird auf 
Körperschaften beschränkt; er umfaßt nicht mehr 
gewisse Personengesellschaften, die nach dem 
Recht anderer Mitgliedstaaten der Körperschaft- 
steuer unterliegen. 

2. Das nunmehr, europäische Schachtelprivileg bleibt 
auf laufende Gewinne beschränkt; es umfaßt nicht 
Liquidationsgewinne. 

3. Die Richtlinie ist nicht mehr auf den Fall einer 
Einbringung von Unternehmensteilen anwendbar, 
wenn mit diesem Vorgang nicht auch ein das 
Schachtelprivileg begründender Anteilserwerb 
verbunden ist. 

4. Das sogenannte System der „konsolidierten Bi- 
lanz" bei besonders intensiver Kapitalverflech- 
tung bleibt von diesem ersten Harmonisierungs- 
schritt ausgenommen. 

Es sind danach im wesentlichen noch folgende Fra- 
gen offen: 

5. Hauptproblem ist, daß die deutsche Kapital- 
ertragsteuer (25,75 % einschließlich Ergänzungs- 
abgabe) auf Ausschüttungen deutscher Tochter- 
gesellschaften als Folge aus dem deutschen ge- 
spaltenen Körperschaftsteuertarif voll aufrecht- 
erhalten bleiben muß. Im Gegensatz zu den an- 
deren EWG-Staaten ist der von einer deutschen 
Tochtergesellschaft ausgeschüttete Gewinn nur 
mit einer ermäßigten Körperschaftsteuer (15 %) 
statt der vollen Körperschaftsteuer (51 %) be- 
lastet; diese Reduktion wird mit der Kapital- 
ertragsteuer, wenn auch unvollkommen, ausge- 
glichen. Das gesteht der Richtlinienentwurf der 
Bundesrepublik auch zu (Artikel 5 Abs. 2). 

Die Kapitalertragsteuer soll aber (Artikel 5 Ab- 
satz 3) entfallen, wenn die ausländische Mutter- 
gesellschaft ihrerseits Ausschüttungen vornimmt. 


Damit würde das deutsche Körperschaftsteuer- 
system mit seinen binnenwirtschaftlich begrenz- 
ten (kapitalmarkt- und gesellschaftspolitischen) 
Zielsetzungen auch auf ausländische Mutterge- 
sellschaften übertragen, und zwar selbst dann, 
wenn die ausländische Muttergesellschaft nach 
dem Körperschaftsteuersystem ihres Heimatstaa- 
tes für ihren eigenerwirtschafteten Gewinn keine 
entsprechenden Vergünstigungen genießt. Das 
macht deutlich, daß die steuerliche Behandlung 
der Weiterausschüttung nur im Rahmen der Har- 
monisierung der Körperschaftsteuersysteme ge- 
regelt werden kann und in dieser Richtlinie von 
der Bundesrepublik eine einseitige Vorleistung 
im Vorgriff auf die künftige Körperschaftsteuer- 
harmonisierung verlangt wird. Dem kann um so 
weniger zugestimmt werden, als die Partner- 
staaten in ihren bilateralen Doppelbesteuerungs- 
abkommen der Bundesrepublik die volle Kapital- 
ertragsteuer ohne die Einschränkung für den Fall 
der Weiterausschüttung zugestanden haben. 

6. Im Zusammenhang mit dieser Frage steht die 
Gewährung des Schachtelprivilegs auch an in- 
ländische Betriebsstätten, in denen ausländische 
Muttergesellschaften ihre wesentliche Beteiligung 
an einer deutschen Tochtergesellschaft halten. In 
diesem Fall sollte das deutsche Körperschaft- 
steuerrecht anwendbar bleiben, und zwar unab- 
hängig davon, ob eine Weiterausschüttung bei 
der Muttergesellschaft erfolgt oder nicht. 

7. Für die qualifizierende Beteiligung als „Mutter- 
gesellschaft" sieht der Richtlinienentwurf eine 
Mindestbeteiligung von nur 20 % vor. Das deut- 
sche Recht kennt das Schachtelprivileg nur ab 
einer Beteiligung von 25 ®/o. Insofern ginge die 
Steuervergünstigung gegenüber den Mitglied- 
staaten weiter, als sie bei Verflechtungen im In- 
land gewährt wird. 

Die vom Ausschuß vorgeschlagene Entschließung 

geht davon aus, daß das Beratungsergebnis des Aus- 
schusses der Ständigen Vertreter vom Rat der Euro- 
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päischen Gemeinschaften übernommen wird. Die 
Entschließung ersucht die Bundesregierung, noch auf 
eine Durchsetzung der unter 5. bis 7. genannten deut- 
schen Lösungsvorschläge hinzuwirken. Dabei soll 
die deutsche Zustimmung von der Streichung des 
Artikels 5 Abs. 3 (oben Nummer 5) abhängig ge- 
macht werden. Dies erscheint erforderlich, um das 
deutsche Integrationsopfer in vergleichbaren Gren- 


zen zu halten und um weder die nationale Körper- 
schaftsteuerreform noch die europäische Körper- 
schaftsteuerharmonisierung im Sinne der Aufgabe 
des deutschen Systems zu präjudizieren. Das Er- 
suchen an die Bundesregierung steht im Einklang 
mit der Stellungnahme des Bundesrates und des 
mitberatenden Ausschusses für Wirtschaft. 

Ich bitte, dem Ausschußantrag zuzustimmen. 


Bonn, den 23. Oktober 1970 


Dr. Becker (Möndiengladbach) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von den Vorschlägen der Kommission für eine 
Richtlinie des Rates über das gemeinsame Steuer- 
system für Mutter- und Tochtergesellschaften — 
erster Teil aus Drucksache V/3774 — Kenntnis zu 
nehmen; 

2. folgende Entschließung zu fassen: 

I. Der Deutsche Bundestag befürwortet die Be- 
mühungen um den Abbau steuerlicher 
Hemmnisse, die einer engen wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit der EG-Mitgliedstaaten 
entgegenstehen und die Bildung größerer 
Unternehmenseinheiten im Gemeinsamen 
Markt beeinträchtigen. Er begrüßt die vor- 
geschlagene Richtlinie über das gemeinsame 
Steuersystem von Mutter- und Tochterge- 
sellschaften und ersucht die Bundesregie- 
rung, sich nach Maßgabe der weiteren 
Empfehlungen dieser Entschließung dafür 
einzusetzen, daß diese Richtlinie bald verab- 
schiedet wird. Der Deutsche Bundestag be- 
hält sich eine Stellungnahme zur vorge- 
schlagenen Richtlinie für Fusionen, Spaltun- 
gen und die Einbringung von Unterneh- 
mensteilen vor. 

II. Der Bundestag weist in diesem Zusammen- 
hang darauf hin, daß die nationalen Unter- 
schiede bei den direkten Steuern weiterbe- 
stehen. Er fordert die Bundesregierung auf, 
ihre Bemühungen zur Harmonisierung die- 


ser Steuern fortzusetzen und dafür einzu- 
treten, daß in der Gemeinschaft so bald wie 
möglich eine Gesamtkonzeption für die Steu- 
erharmonisierung entwickelt und vorange- 
trieben wird. 

IIL Der Deutsche Bundestag ersucht die Bun- 
desregierung 

1. ihre Zustimmung zu der Richtlinie für 
Mutter-ZTochtergesellschaften davon ab- 
hängig zu machen, daß die Regelung des 
Artikels 5 Abs. 3 gestrichen wird, die den 
Wegfall der deutschen Kapitalertrag- 
steuer auf Dividendenausschüttungen 
deutscher Tochtergesellschaften an aus- 
ländische Muttergesellschaften vorsieht, 
wenn diese die Dividenden weiter aus- 
schüttet, 

2. bei den weiteren Beratungen in Brüssel 
darauf hinzuwirken, daß 

a) die Bundesrepublik auch künftig den 
Gesamtgewinn inländischer Betrieb- 
stätten zu einem Satz besteuern kann, 
der nicht von der Gewinnausschüt- 
tung der ausländischen Muttergesell- 
schaft abhängt, 

b) der Satz der für die Anwendung der 
Richtlinie erforderlichen [Artikel 3 
Abs. 1 a), Artikel 5 Abs. 1] Mindest- 
beteiligung auf 25 Vo festgesetzt wird. 


Bonn, den 23. Oktober 1970 


Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Becker (Mönchengladbach) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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